
Rechtliche Gleichstellung, Chancengleichheit und kulturelle Vielfalt! 
Massnahmenkatalog der NGOs. Ein Beitrag zur Integrationsdebatte. 
 
8,3  M illionen M enschen leben in Ö sterre ich. Ihre V erschiedenartigkeit hinsichtlich Alter, 
W eltanschauung, Lebensgeschichten, Interessen, H erkunft, E thnizitä t, e tc. ist zugle ich e ine  
Bere icherung wie  e ine  H erausforderung für unsere  G esellschaft. Aufgabe der P olitik ist, die 
geeigneten R ahmenbedingungen dafür zu schaffen, dass a lle  zu e inem gemeinsamen 
friedlichen G anzen beitragen und diese V ie lfa lt a ls R essource genutzt wird. E benso muss 
Integration, in ihrer E igenschaft a ls gesamtgesellschaftlicher P rozess, a ls 
Q uerschnittsmaterie  begriffen werden, die  in verschiedenen P olitikbere ichen e ine R olle  
spie lt.  
 
D a es notwendig ist, auf ganz verschiedene Bere iche der G esellschaft e inzuwirken, braucht 
es für die  U msetzung und Koordinierung dieser Aufgabe e in zusammenhängendes 
G esamtkonzept und die  S chaffung e ines e igenständigen Staatssekretariats. U m nicht über 
die  Köpfe  der Betroffenen hinweg zu entscheiden, muss die  Bete iligung von M igrantInnen 
gewährle istet se in.  
 
Integration braucht rechtliche G le ichste llung und Chancengle ichheit a ller BürgerInnen bei 
gle ichzeitiger W ahrung und Förderung kulture ller V ie lfa lt. 
 
  Rechtliche Gleichstellung 

 
Chancengleichheit   kulturelle Vielfalt 
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Rechtliche Gleichstellung  
D ie rechtliche G le ichste llung ist  die  Basis für e inen positiven Integrationsprozess und muss 
vom S taat garantiert und hergeste llt werden. N eben gesetzlichen R egelungen geht es dabei 
auch um die  E inräumung von M öglichkeiten zur politischen P artizipation, we il a llen in 
Ö sterre ich lebenden M enschen die  M öglichkeit zur M itbestimmung gewährle istet werden 
muss.  

• R echtliche Absicherung des Aufenthalts 
o V erbesserung bei Aufenthaltsverfestigung und Familienzusammenführung 
o G esichertes Aufenthaltsrecht nach bestimmter Aufenthaltsdauer  
o V erbesserung des N iederlassungsrechts  
o  Abschaffung der Integrationsvere inbarung 

• W ahrung der M enschenrechte  im Asyl- und Fremdenrecht 
o W irksamer R echtsschutz und unabhängige R echtsberatung 
o E ffektive  Zugangsmöglichkeiten zum Arbeitsmarkt 

• V ollständige H armonisierung von Beschäftigung und Aufenthaltsrecht 
• S chnellerer und erle ichterter Zugang zur S taatsbürgerschaft 
• Kommunales W ahlrecht 
• V erbesserung des D iskriminierungsschutzes 
 

 



Chancengleichheit 
Alle  in Ö sterre ich lebenden M enschen sollen e inen gle ichberechtigten Zugang zu Bildung, 
Arbeit, sozia len Leistungen und M öglichkeiten des sozia len Aufstiegs haben. D ies verlangt 
e inerseits die  Förderung von besonders benachteiligten G ruppen und anderseits das aktive  
V orgehen gegen a lle  Formen von D iskriminierung.  

• S taatlicher Aktionsplan gegen D iskriminierung 
• S chaffung von P artizipationsmöglichkeiten 
• F lächendeckende adäquate  Angebote  zur O rientierung und zum S pracherwerb 
• W eitere Ö ffnung im Bereich der sozia len Leistungen  

o Anpassung der G rundversorgung an die  S ozia lhilfe  
o V erbesserter Zugang von M igrantInnen zur S ozia lhilfe  

•  M aßnahmen im Bere ich W ohnen 
o E ntwicklung von städteplanerischen Konzepten 
o Ö ffnung der S ozia lwohnungen für M igrantInnen 

• S chwerpunktprogramme zur Förderung von Frauen und Jugendlichen der zweiten 
und dritten G eneration 

• Abschaffung von Bildungshürden für Kinder und Jugendliche mit migrantischem 
H intergrund 

• Anerkennung von mitgebrachten Q ualifikationen  
 
Wahrung und Förderung der kulturellen Vielfalt 
D ie V ita litä t e iner G esellschaft ist auch daran messbar, wie  fähig sie  ist, m it U nterschieden 
um zu gehen.In diesem S inn gilt es, kulture lle  V ie lfa lt a ls P otenzia l für die gesamte 
G esellschaft, zu bewahren und zu fördern.   

• Bevölkerungsvie lfa lt muss sich in öffentlichen Institutionen und E inrichtungen auf 
a llen E benen abbilden 

• Interkulture lle  Ö ffnung a ller Institutionen und E inrichtungen  
• Förderung von M ehrsprachigkeit auf a llen E benen  
• Förderung von S elbstorganisation von M igrantInnen 
• Interkulture lle  Kompetenz muss fixer Bestandte il der Aus- und W eiterbildung werden 

(von S chule  über S ozia larbeit bis zur Ausbildung der E xekutivbeamtInnen) 
 


